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Algerien: Pastor Youssef Ourahmane, Vizepräsident der
EPA, und die Kirche in Algerien bitten um Gebet für seine
für den 26. März 2024 geplante Berufung
Am 27. November 2023 wurde Pastor Youssef zu einem Jahr Gefängnis und einer Geldstrafe von 100.000 DZD (ca. 725 US$) verurteilt.

IIRF-D/MEC/Tübingen/05.03.24 - Pastor Ourahmane ist ein leitender Pastor, der eine Reihe von Kirchen und Bibelschulen in verschiedenen
Gebieten des Landes beaufsichtigt, zusätzlich zu seiner Verantwortung als Vizepräsident der EPA (Église Protestante d'Algérie), einer Vereinigung
von mehr als 45 protestantischen Kirchen.

 Im März 2023 wurde gegen ihn von den Behörden ermittelt, nachdem eine kleine Anzahl christlicher Familien während der Schulferien drei Tage
auf einem Kirchengelände unter seiner Aufsicht verbracht hatte (wir berichteten). Auf dem Gelände befindet sich eine kleine Kirche, die 2019 auf
Anordnung des Gouverneurs der Provinz versiegelt worden war.

Pastor Ourahmane wurde erst Mitte September 2023 über die Gerichtsverhandlung und das Urteil (zwei Jahre Gefängnis und eine Geldstrafe)
informiert. Er wurde angeklagt, eine nicht genehmigte religiöse Versammlung (Gottesdienst) abgehalten zu haben und Gottesdienste in einem
Gebäude abgehalten zu haben, das für Gottesdienste nicht zugelassen ist. Die Anklage stützt sich auf zwei Artikel der 2006 erlassenen Verordnung
zur Regelung der nichtmuslimischen Religionsausübung.

Im Berufungsverfahren fand am 19. November eine Anhörung statt, in der Berufung gegen das Urteil eingelegt wurde. In einem am 27. November
verkündeten Urteil wurde das Urteil bestätigt. Pastor Ourahmane legte eine weitere Beschwerde ein.

Die strafrechtliche Verfolgung des Vizepräsidenten der EPA ist eine Eskalation einer 2017 begonnenen Kampagne zur Schließung protestantischer
Kirchen und zur Schikanierung von deren Führung. Nur eine Handvoll Kirchen sind noch geöffnet. Mehrere Christen, vor allem Kirchenführer,
wurden wegen verschiedener Vorwürfe vor Gericht gestellt.

Die Christen in Algerien fordern uns auf, zu beten:

dass der Pastor und seine Familie den Trost des Vaters erfahren

dass die EPA und die Kirche in Algerien die Weisheit des Heiligen Geistes im Umgang mit dieser Kampagne erhalten

dass die Berufung erfolgreich sein wird, dass Pastor Ourahmane in allen Anklagepunkten freigesprochen wird

dass die algerischen Kirchenleitenden angesichts der zunehmenden Herausforderungen für Kirchen und einzelne Christen durchhalten

dass die Kampagne der Regierung gegen die Kirche und die Christen aufhört, damit die Christen in Frieden und Freiheit leben können

Sie können dieses Gebetsanliegen auf der Website des MEC abrufen, indem Sie hier klicken.
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https://akref.ead.de/akref-nachrichten/2023/oktober/12102023-algerien-kirchenfuehrer-zu-zwei-jahren-haft-verurteilt-weil-er-auf-dem-kirchengelaende-christliche-familien-betreute/
http://x5i6o.mjt.lu/lnk/AWIAADhYua4AAcqJkCwAAAESrSAAAAAAQqwAnO0eABGWJwBl53I4xGRPu_GIR4KGwWhHRX4ZhwARp3g/1/2oiNb9NDH1sBDO9FX0j0XQ/aHR0cHM6Ly93d3cubWVjb25jZXJuLm9yZy8yMDI0LzAzLzA1L2FsZ2VyaWEtYXBwZWFsLWhlYXJpbmctc29vbi8
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China: Gefangene des Monats März
Christen wegen angeblichen Betrugs in Haft

 

(IGFM) Als „Gefangene des Monats März“ haben die Internationale Gesellschaft für Menschenrechte (IGFM) und die Evangelische
Nachrichtenagentur IDEA die chinesischen Christen Ding Zhongfu und Zhou Songlin benannt. Der Gemeindeälteste Ding und Pastor Zhou wurden
bei Razzien am 30. November 2023 festgenommen. Sie gehören der Ganquan-Hauskirche in der ostchinesischen Stadt Hefei (Provinz Anhui) an,
die sich weigert, sich der staatlich kontrollierten Dachorganisation evangelischer Kirchen anzuschließen, der sogenannten Drei-Selbst-
Vereinigung.

Berichten zufolge wurden bei diesem Einsatz mindestens zehn Mitglieder der Hauskirche zum Verhör abgeführt. Die Polizisten durchsuchten
zudem die Wohnungen der Betroffenen. Anschließend wurden Ding Zhongfu und Zhou Songlin inhaftiert. Mit ihnen zusammen wurden zwei
Prediger und ein Mitarbeiter festgenommen, die aber am 28. Dezember gegen Kaution freikamen. Ihnen allen droht ein Prozess wegen
angeblichen Betrugs. Dieser Vorwurf wird häufig gegen Leiter christlicher Gemeinden vorgebracht, die sich nicht der Kontrolle der
kommunistischen gelenkten Behörden unterwerfen.

 

Musterbrief

 

Staatspräsident Xi Jinping

via Botschaft der VR China

 Märkisches Ufer 54

10179 Berlin

Fax: 030 27588 221

 

Exzellenz,

bitte erlauben Sie mir, dass ich mich aus Sorge um die Christen Ding Zhongfu und Zhou Songlin aus der Provinz Provinz Anhui an Sie wende. Sie
wurden am 30. November 2023 bei Razzien festgenommen, die bei Mitgliedern der Ganquan-Kirche in Hefei durchgeführt wurden. Die Polizisten
durchsuchten zudem die Wohnungen der Betroffenen. Zusammen mit dem Gemeindeältesten und dem Pastor wurden zwei Prediger und ein
Mitarbeiter festgenommen, die aber am 28. Dezember gegen Kaution freikamen.

Die Volksrepublik China hat am 5. Oktober 1996 den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte unterzeichnet, der in Artikel 18
das Recht auf Religionsfreiheit beinhaltet. Die Festnahme der Christen stellt eine schwerwiegende Verletzung der Religionsfreiheit dar, obwohl
dieses Menschenrecht in Artikel 36 der Verfassung Ihres Landes garantiert wird. In diesem Sinne bitte ich Sie, sich für ihre umgehende Freilassung
einzusetzen.

Mit freundlichen Grüßen
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China: Pastor nach sieben Jahren Haft entlassen
(idea) Der chinesische Pastor John Cao ist nach siebenjähriger Haft aus dem Gefängnis in Kunming (Provinz Yunnan im Süden der Volksrepublik
China) entlassen worden. Das berichtete die christliche Hilfsorganisation „China Aid“ (China-Hilfe/Midland im US-Bundesstaat Texas).

Cao hat seinen ständigen Wohnsitz im US-Bundesstaat North Carolina und ist mit der amerikanischen Staatsbürgerin Jamie Powell verheiratet.

Er war als Missionar in einer autonomen Region in Myanmar, dem sogenannten Wa-Staat, tätig. Dort veränderte er nach Angaben von China Aid
das Leben von mehr als 2.000 verarmten Kindern, die ethnischen Minderheiten angehören, indem er 16 Schulen baute und sich für die
Bekämpfung der Armut in der Region einsetzte.

Die chinesischen Behörden hatten ihm drei Jahre lang gestattet, wiederholt die Grenze zwischen China und Myanmar zu überqueren. Am 5. März
2017 fingen sie aber Cao und seinen Kollegen Jing Ruxia in der chinesischen Provinz Yunnan ab und inhaftierten sie wegen illegalen
Grenzübertritts. Im März 2018 wurde er zu sieben Jahren Gefängnis verurteilt.

Im September 2019 kam die „Arbeitsgruppe des Menschenrechtsrats der Vereinten Nationen für willkürliche Inhaftierungen“ zu dem Schluss, dass
Pastor Cao willkürlich inhaftiert wurde. Sie forderte die chinesische Regierung auf, ihn unverzüglich freizulassen. Wie China Aid weiter berichtet,
ist Caos christlicher Glaube während seiner Zeit Haftzeit nie ins Wanken geraten. 2021 habe er begonnen, regelmäßig Gedichte zu schreiben. Sie
handeln von seiner Inhaftierung, seiner früheren Arbeit als Missionar, seiner Familie und seinem Glauben.

In der rund 1,4 Milliarden Einwohner zählenden Volksrepublik leben nach Schätzungen bis zu 130 Millionen Christen. Viele von ihnen treffen sich
in staatlich nicht registrierten Gemeinden, die besonderer Diskriminierung und Verfolgung ausgesetzt sind.
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https://chinaaid.org/uncensored-news/pastor-john-cao-released-from-prison-after-seven-years/?utm_source=ADF+International&utm_campaign=9e4e537c85-AA_20240306&utm_medium=email&utm_term=0_-4413fe7667-%255BLIST_EMAIL_ID%255D&mc_cid=9e4e537c85&mc_eid=8f124c9265
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Eritrea: Polizei verhaftet 23 Christen bei einer
Geburtstagsfeier
(idea) In Eritrea haben Polizisten 23 Christen bei einer Geburtstagsfeier verhaftet. Das berichtet das Missions- und Hilfswerk „AVC – Aktion für
verfolgte Christen und Notleidende“ im mittelhessischen Nidda.

Der Vorfall habe sich Mitte Februar ereignet, so das Werk unter Berufung auf seinen lokalen Partner, ohne jedoch die Region zu nennen. Die
Christen hätten bei der privaten Veranstaltung miteinander gesungen und gebetet. Dies habe ein Regierungsbeamter mitbekommen und
gemeldet. Daraufhin sei es zur Verhaftung der gesamten Gruppe gekommen.

Das Werk verweist darauf, dass inhaftierte Christen oft unter unmenschlichen Bedingungen und ohne Prozess jahrelang festgehalten würden. AVC
ruft zum Gebet für die Inhaftierten auf. Laut Menschenrechtlern befinden sich in Eritrea Hunderte von Christen wegen ihres Glaubens in Haft. Vor
allem Angehörige staatlich nicht anerkannter Glaubensgemeinschaften kommen hinter Gitter. Staatlich anerkannt sind die katholische, die
eritreisch-orthodoxe und die evangelisch-lutherische Kirche sowie der sunnitische Islam.

Schätzungen zufolge sind von den 3,8 Millionen Einwohnern des nordostafrikanischen Landes 51 Prozent Muslime und 47 Prozent Christen. Eritrea
steht im Weltverfolgungsindex des Hilfswerks Open Doors auf Platz vier der Länder, die Christen am stärksten verfolgen.

 

6 / 28



Evangelische Allianz in Deutschland - AKREF Nachrichten 07.03.2024

Großbritannien: Abgeordneter von antisemitsichen,
muslimischen Kräften aus dem politischen Leben
gedrängt
IIRF-D/CPC/Tübingen/07.03.24 - Ein Abgeordneter wurde von Kräften, die die britische Gesellschaft bedrohen, aus dem politischen Leben
gedrängt.

Gibt es irgendjemanden in der britischen Regierung, der mutig genug ist, den sozialen Notstand anzuerkennen, der sich jetzt in Großbritannien
als Folge von Einschüchterung und Antisemitismus entwickelt hat?  Dieser hat ein Stadium erreicht, in dem ein Minister der Regierung durch
muslimische Einschüchterung aus dem Parlament gedrängt wurde. Mike Freer, ein Minister im Justizministerium, wird aus dem Parlament
ausscheiden, weil er und seine Angehörigen die Drohungen gegen sein Leben wegen seiner Unterstützung für Israel nicht länger ertragen können.

In mehr als einem Jahrzehnt, in dem er als konservativer Abgeordneter für Finchley und Golders Green – einen der am stärksten jüdisch geprägten
Wahlkreise des Landes – tätig war, sagt Freer, der schwul und nicht jüdisch ist, dass er "mehrere ernsthafte Drohungen" gegen seine Sicherheit
erhalten habe. Er trägt jetzt eine messersichere Schutzweste, wenn er an Wahlkreisveranstaltungen teilnimmt, und sagt, er habe Glück, noch am
Leben zu sein.

Im Jahr 2021 musste er aufgrund einer Regierungsumbildung seine geplante Wahlkreisveranstaltung absagen, um in Westminster zu bleiben.
Während er dort war, lauerte ein islamistischer Terrorist, Ali Harbi Ali, mit einem Messer vor seinem Wahlkreisbüro und wartete vergeblich darauf,
ihn zu überfallen. Einen Monat später ermordete Ali den Tory-Abgeordneten Sir David Amess in einem rasenden Messerangriff, weil Amess
Luftangriffe gegen den IS unterstützte und Mitglied der Conservative Friends of Israel  war.

Zehn Jahre zuvor war Freer ins Visier der Gruppe Muslime gegen Kreuzzüge geraten (die später verboten wurde). Sie stellte ein Bild von Freer mit
der Botschaft "Let Stephen Timms be a warning to you" online. Im Jahr 2010 war Timms, ein Labour-Abgeordneter, in seiner Wahlkreispraxis von
einem Al-Qaida-Anhänger niedergestochen worden.

Als Mitglieder von Muslime gegen Kreuzzüge in eine Veranstaltung eindrangen, die Freer in einer Moschee abhielt, sagte einer, er sei "ein
jüdisches homosexuelles Schwein, das das Haus Allahs verunreinigt".

In den folgenden Jahren wurde Freer mit zahlreichen Drohungen konfrontiert, Hassbotschaften wurden an sein Auto geklebt und Attrappen von
Benzinbomben auf den Stufen seines Wahlkreisbüros abgestellt.

Der Tropfen, der das Fass zum Überlaufen brachte, war ein mutmaßlicher Brandanschlag auf sein Büro im vergangenen Dezember, von dem Freer
glaubt, dass auch dieser durch seine Ansichten motiviert war.

Es ist mehr als schockierend, dass in Großbritannien, der Wiege der parlamentarischen Demokratie, ein feiner und hoch angesehener
Abgeordneter durch Einschüchterung aus dem Amt gedrängt wurde. Dies geschah als unvermeidliche Konsequenz der zunehmenden Islamisierung
Großbritanniens – des Versuchs der "Progressiven", Konformität mit dem Islam durchzusetzen und Ansichten zu unterdrücken, die als feindlich
gegenüber muslimischen Einstellungen angesehen werden – und der hartnäckigen Weigerung aufeinanderfolgender Regierungen, dies
anzuerkennen, geschweige denn etwas dagegen zu unternehmen. Allein die Erwähnung genügt, einen der "Islamophobie" zu bezichtigen. Aber
die Beweise sind überwältigend und zutiefst alarmierend.

Quellen:

https://melaniephillips.substack.com/p/britains-social-emergency?utm_source=post-email-
title&publication_id=77655&post_id=141305221&utm_campaign=email-post-title&isFreemail=true&r=8t5d8&triedRedirect=true

https://www.dropbox.com/scl/fo/h46qwscs5fi58uakg379m/h?dl=0&rlkey=fuovprgkcanz5crtiyu6imfoh
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Großbritannien: Antisemitismus-Rekordhoch zeigt
Unterstützung für die Gräueltaten der Hamas, nicht nur
Wut über Israels Reaktion
Feb 16, 2024 - Community Security Trust

IIRF-D/CPC/Tübingen/07.03.24 - Die Berichte über antisemitische Vorfälle in Großbritannien erreichten im Jahr 2023 mit 4.103 antijüdischen
Hassverbrechen ein Rekordhoch, fast doppelt so viel wie der bisherige Rekord von 2.233 Vorfällen im Jahr 2021.

Der Community Security Trust (CST) berichtet, dass sich zwei Drittel der Vorfälle am oder nach den Hamas-Angriffen am 7. Oktober ereigneten,
wobei sich 416 Vorfälle in der Woche nach den Anschlägen ereigneten – die höchste Zahl in jeder Woche danach. Das CST erklärt, dass dies darauf
hindeutet, dass der Anstieg "eher eine Feier des Hamas-Angriffs auf Israel war als eine Wut über Israels militärische Reaktion in Gaza".

Diese Ergebnisse stellen uns vor die Herausforderung, die Motive hinter dem besorgniserregenden Anstieg des Antisemitismus zu verstehen.
Solche Vorfälle werden weitgehend als Widerstand gegen Israels Vorgehen in Gaza kontextualisiert, aber die Analyse des CST zeigt, dass die Motive
hinter den Vorfällen auch als Unterstützung für die Hamas erklärt werden können. Es gibt einen wichtigen Unterschied.

Der Jahresbericht enthält auch beunruhigende Details über die Trends des Antisemitismus im Jahr 2023. So haben sich antisemitische Vorfälle in
und um britische Schulen seit 2022 mehr als verdreifacht. Gleiches gilt für Vorfälle im Zusammenhang mit Universitäten.

Viele jüdische Schulen haben seit letztem Oktober die Sicherheitsvorkehrungen erhöht, aber viele Schüler haben berichtet, dass sie auf dem Weg
zur Schule und zurück verbal beleidigt wurden.

Hochschulminister Robert Halfon nannte die Zahlen "zutiefst besorgniserregend". "Zu sehen, dass diese Form des Hasses auch im Bildungswesen
stattfindet, ist inakzeptabel... Ich habe alle Rektoren kontaktiert – viele davon persönlich angesprochen –, um sie zu bitten, gegen
Antisemitismus an den Universitäten vorzugehen. Die Regierung hat deutlich gemacht, dass Hassverbrechen jeglicher Art nicht toleriert werden
und dass jeder, der sie begangen hat, mit der vollen Härte des Gesetzes konfrontiert wird."

Auf Anraten der Polizei tauchte der jüdische Kaplan an der Universität Leeds mit seiner Frau und seiner Familie unter, nachdem er gedroht hatte,
ihn zu ermorden und seine Frau zu vergewaltigen.

Pro-palästinensische Demonstranten an der Universität Birmingham riefen die Zionisten zum "Verbrennen" auf.

Eine jüdische Studentin an der Brunel University sagte, eine Palästinenserin habe ihr gesagt: "Ich bin eine Extremistin, ich bin stolz darauf, ich
glaube nicht, dass eure Leute noch am Leben sein sollten."

Innenminister Cleverly sagte: "Der Anstieg des antisemitischen Hasses und der Beschimpfungen, die wir in den letzten Monaten im Vereinigten
Königreich erlebt haben, ist äußerst bedauerlich. Ich werde alles in meiner Macht Stehende tun, um sicherzustellen, dass sie sicher sind und, was
genauso wichtig ist, sich sicher fühlen."

Schatten-Innenministerin Yvette Cooper nannte die Zahlen "entsetzlich und unerträglich" und fügte hinzu: "Es muss null Toleranz für
Antisemitismus in Großbritannien geben, und diejenigen, die dieses Gift auf den Straßen und im Internet verbreiten, müssen mit der vollen Härte
des Gesetzes konfrontiert werden."

John Mann, der unabhängige Berater der Regierung für Antisemitismus, hat Politiker aller Seiten aufgefordert, "ihre kollektiven Taten
zusammenzubringen, um das Problem zu lösen". Der ehemalige Labour-Abgeordnete sagte, ein "Tornado" des antijüdischen Hasses bahne sich
seinen Weg durch die Nation. Er sagte LBC am Dienstag: "Ich habe buchstäblich jede wache Stunde damit zu tun, Feuerwehr zu bekämpfen,
jüdischen Menschen zu helfen, die in der Industrie, in der Kultur, im Sport ins Visier genommen wurden... Überall geschieht das."

Quelle: https://www.dropbox.com/scl/fo/h46qwscs5fi58uakg379m/h?dl=0&rlkey=fuovprgkcanz5crtiyu6imfoh
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Großbritannien: Mangel an Forschung über
islamistischen Extremismus

Die Politikforscherin Dr. Carys Moseley schreibt über den Mangel an Forschung über
islamistischen Extremismus und warum Christen an Prevent gemeldet werden

IIRF-D/CPC/Tübingen/07.03.24 - Ein Bericht von Christian Concern warnt davor, dass es in Großbritannien an ausreichender Forschung zum
islamistischen Extremismus mangelt. Der Bericht wurde von der Commission for Countering Extremism in Auftrag gegeben und von Daniel
Allington, einem Akademiker am King's College London, verfasst. Allington stellte fest, dass es nicht sehr viel Forschung über islamistische
extremistische Bewegungen jeglicher Art gibt, die heute in Großbritannien operieren.

Forschung, die von großen öffentlichen Geldgebern finanziert wird, ist verzerrt

Allington untersuchte drei große öffentliche Geldgeber für Forschung: UK Research and Innovation (die Dachgruppe, der neun Forschungsräte
angehören, die die universitäre Forschung finanzieren), das Centre for Research and Evidence on Security Threats (CREST) und die Commission for
Countering Extremism.

Er stellte fest, dass die von diesen Gremien finanzierte Arbeit zusammengenommen sowohl auf allgemeine Studien über "Extremismus" als auch
auf Studien über rechtsextreme Bewegungen ausgerichtet war. Die Palette der vom CCE finanzierten Projekte war jedoch ausgewogener.

Dem Innenministerium wird vorgeworfen, der Forschung über Extremismus keine Priorität einzuräumen

Allington interviewte Forscher, darunter einen Mitarbeiter des Innenministeriums. Diese Person beklagte, dass sowohl die Verwaltung als auch die
Finanzierung der Forschung zu Sicherheits- und Extremismusfragen unterfinanziert seien. Schlimmer noch, es wurde behauptet, dass diese "oft
keine Priorität" hätten.

"Die Forschungsbasis ist oft nicht gut finanziert. Es hat oft keine Priorität. Ich meine, wenn man sich die innere Sicherheit ansieht, hat mehr
operative Aktivität notwendigerweise eine höhere Priorität. Es ist dringender, und die Folgen sind schwerwiegender. Also Dinge wie . . .
Längerfristige Forschung, die die Politikentwicklung unterstützen und für sie von grundlegender Bedeutung sein könnte, wird natürlich nicht
unter den ersten drei Punkten auf der Liste stehen. Es gibt nicht die Ressource, um sich dafür anzustrengen."

[Daniel Allington, The national research environment for the study of extremism in the UK. S. 33]

Fehlende Daten bedeuten, dass wichtige Fragen nicht beantwortet werden können

Der Mitarbeiter des Innenministeriums beschwerte sich auch darüber, dass das Innenministerium den Datenaustausch zwischen Forschern nicht
ermögliche. Das Ergebnis ist die Unfähigkeit, die unabhängige Meinung eines anderen Forschers über die geleistete Arbeit einzuholen. Schließlich
zitiert Allington die Illustration eines anderen Forschers über die Konsequenzen:

"Einer der ranghöchsten akademischen Befragten meinte sogar, dass, wenn es um den Radikalisierungsprozess geht, 'fast alle Fragen, an denen
die Öffentlichkeit und die Politiker [am meisten] interessiert sind, nicht beantwortet werden können', weil es schwierig ist, relevante Daten zu
sammeln oder darauf zuzugreifen." [Seite 38]

Innenministerium wird Obstruktion vorgeworfen

Einer der anderen Befragten hatte sich an das Innenministerium gewandt, um Zugang zu islamistischen Gefangenen zu erhalten, um sie zu
befragen. Das Innenministerium lieferte eine wenig überzeugende Entschuldigung für seine Weigerung:

"Ich habe mich an das Innenministerium gewandt, an den Gefängnisdienst. Und sie... nannte eine ganze Reihe von Gründen (warum Gefangene
nicht befragt werden sollten) ... Sie sagten: "Wenn du (über sie) schreiben würdest, würde es die Gefahr bergen, die Opfer zu re-traumatisieren.
Wenn du dann einen Artikel über einen bestimmten Täter schreibst und er sich auf sein Verbrechen bezieht ... Ja, also ich fand das seltsam ... Ich
denke, wenn man über seine Verbrechen spricht und über ihre Lebensgeschichte schreibt, vielleicht Opfer, Familienmitglieder von Menschen, die
sie ... verletzt hatten,... würden sie etwa denken, dass du ihr Verhalten entschuldigt hast?.... Ich habe es nicht wirklich verstanden, aber sie sind
einfach sehr vorsichtig, wenn es darum geht, Außenstehende ins Gefängnis zu lassen, um tatsächlich mit diesen Leuten zu sprechen. Aber in
vielen Fällen haben sie keine direkten Opfer, weil es Menschen sind, die versucht haben, nach Syrien zu gehen, oder zurückgekommen sind und
keine unmittelbaren Opfer in Großbritannien haben, die dann durch irgendeinen akademischen Bericht, der über sie geschrieben wird,
traumatisiert würden. Das fand ich sehr merkwürdig. Ich denke einfach, dass der Strafvollzugsdienst unglaublich risikoscheu und beschützend
eingestellt ist und ... will nicht, dass Außenstehende herumschnüffeln, schätze ich. [Also] Ich war nicht in der Lage, irgendeine Art von Zugang zu
bekommen." [Seite 40]

Forscher sehen sich rechtlichen und physischen Bedrohungen ausgesetzt

Akademikerinnen und Akademiker, die über extremistische Bewegungen forschen und publizieren wollen, sind sowohl rechtlichen als auch
physischen Bedrohungen ausgesetzt. Sie sahen sich online Einschüchterungen und Bedrohungen ihrer körperlichen Unversehrtheit und
manchmal auch der ihrer Angehörigen ausgesetzt.
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Die Forscher sagten auch, dass sie mit strategischen Klagen gegen die Beteiligung der Öffentlichkeit (SLAPPs) konfrontiert waren. Islamisten sind
berüchtigt dafür, Autoren, die sie bloßstellen, mit Verleumdungsklagen zu bedrohen, obwohl diese in den meisten Fällen keine Chance hätten, vor
Gericht zu gewinnen. Der Zweck besteht darin, Autoren dazu zu bringen, viel Geld für Anwaltskosten auszugeben, um sie einzuschüchtern, damit
sie sich selbst zensieren.

Das Risiko, von anderen Forschern als "rassistisch und islamophob" abgestempelt zu werden

Das beunruhigendste von Allingtons Ergebnissen war, dass Forscher, die den islamistischen Dschihadismus untersuchten, Gefahr liefen, von
anderen Forschern als "rassistisch oder islamophob" bezeichnet zu werden.

"Mehrere Interviewpartner äußerten die Ansicht, dass das bloße Studium des Dschihadismus dazu führen kann, dass ein Forscher von anderen auf
diesem Gebiet als rassistisch oder islamophob bezeichnet wird, wobei einer der ranghöchsten meinte, dass dies dazu geführt habe, dass
universitäre Forscher die Erforschung des Themas vermieden hätten." [Seite 28]

Dies ist nicht überraschend, wenn man bedenkt, dass die meisten Akademiker angesichts des bösartigen Angriffs islamistischer Studenten auf den
Terrorismusforscher Professor Steven Greer an der Universität Bristol schwiegen und ihn des Rassismus und der Islamophobie beschuldigten .

Forscher räumen fälschlicherweise moralische Äquivalenz zwischen Dschihadismus und Rechtsextremismus ein

In diesem Zusammenhang stellte Allington Druck fest, so zu tun, als ob islamistischer Dschihadismus und Rechtsextremismus ähnlich seien:

"Zwei Befragte beklagten sich über eine Verpflichtung der Extremismusforscher, eine falsche Äquivalenz zwischen Dschihadismus und
Rechtsextremismus herzustellen, wobei ein Rechtsextremismusforscher argumentierte, dass der Anschein der Äquivalenz durch 'Zahlenakrobatik'
untermauert werde, etwa durch die Zählung von Vorfällen statt von Todesopfern." [Seite 29]

Angesichts der Terrorgefahr unzureichende Forschung zum islamistischen Terrorismus

Die Folgen dieser Kultur der intellektuellen Unehrlichkeit und Feigheit liegen auf der Hand. Der islamistische Terrorismus stellt die mit Abstand
größte Terrorbedrohung für das Vereinigte Königreich dar, doch der Anteil der Forschung über diesen entspricht der zu anderen Arten von
Extremismus wie dem extremen rechten nicht. Ein auf dem Gebiet anerkannter Forscher drückte es so aus:

"Es wäre schwierig, hier zu sitzen und zu sagen, dass es nicht genug Forschung oder Fokus auf islamistischen Terrorismus und Extremismus gibt.
Es wird viel geforscht. Aber ich denke, dass es im Verhältnis zu der Bedrohung, die es in diesem Land sowohl aus der Perspektive des Terrorismus
als auch des Extremismus darstellt, möglicherweise nicht genug ist." [Seite 29]

Warten bis zum nächsten islamistischen Terroranschlag?

Allington empfiehlt, dass "Stakeholder", d.h. Regierungsstellen und andere betroffene Parteien, Mittel für die Erforschung des islamistischen
Extremismus bereitstellen sollten, da der akademische Trend dahin geht, den Fokus weg von ihm hin zur extremen Rechten zu verlagern.

"Wenn also die Interessenvertreter (zum Beispiel) den Befragten, die darauf hinwiesen, dass die Forschungsliteratur über islamistischen
Extremismus aufgrund der jüngsten Fokussierung auf die extreme Rechte veraltet sei zustimmen würden, wären sie vielleicht besser beraten,
solche Forschung durch gezielte Finanzierung zu stimulieren, als davon auszugehen, dass sich der Forschungs-'Markt' von selbst korrigieren
wird. Die Alternative läuft effektiv auf eine Strategie hinaus, auf den nächsten Terroranschlag zu warten und dann reaktiv Forschung in Auftrag zu
geben." [Seite 48.]

Die Notwendigkeit einer Reform des “Centre for Research and Evidence on Security Threats“ (Zentrums für Forschung und Beweise zu
Sicherheitsbedrohungen)

Daniel Allington schlägt zahlreiche Schritte vor, die unternommen werden könnten, um diese Probleme zu lösen oder zu mildern. Diese sind in der
Regel mit technischen und institutionellen Veränderungen des Forschungsumfelds verbunden. Er ist insbesondere der Meinung, dass ein Gesetz
gegen SLAPP-Veröffentlichungen über Extremismus erforderlich ist. All dies ist zwar in Ordnung, aber es ist notwendig, die ideologische
Voreingenommenheit direkt anzugehen.

Daniel Allingtons Bericht widmet dem Centre for Research and Evidence on Security Threats (CREST), das in der Abteilung für Psychologie der
Lancaster University angesiedelt ist, viel Raum. Er stellt fest, dass die Finanzierung der Forschung stark auf die extreme Rechte ausgerichtet war.
Er sagt, sie habe auch eine direkte Verbindung zur Regierung.

"[CREST] bietet effektiv eine Infrastruktur für die direkte Kommunikation von Forschungsergebnissen an Interessengruppen in der Regierung."

Angesichts dieses privilegierten Zugangs zu den höchsten Regierungsebenen muss mehr über CREST gesagt werden.

Der Umgang mit dem Christentum bei CREST

Matthew Francis, Dozent für Psychologie an der Lancaster University, ist der Direktor von CREST. Von 2015 bis 2020 war Kim Knott stellvertretende
Direktorin von CREST. Sie ist emeritierte Professorin für Religionswissenschaft an der Lancaster University. Sie ist Expertin für Hinduismus. Die
Tatsache, dass CREST nicht von einem Experten für islamistischen Extremismus geleitet wird, sagt viel aus.

Matthew Francis ist auch Herausgeber  von Radicalisation Research, einer Organisation, die "qualitativ hochwertige Forschung" zu
"Radikalisierung, Fundamentalismus und Extremismus" anbietet und vorgibt, "überparteilich" zu sein. Im vergangenen Jahr wurde im Rahmen
der Radikalisierungsforschung das VERE-Repositorium (Violent Extremism Research and Evidence) aufgenommen. VERE wurde von der NATO und
dem Defence Science and Technology Laboratory entwickelt.

In der Radikalisierungsforschung findet sich ein Artikel, in dem der Austritt aus dem Evangelikalismus als Deradikalisierung bezeichnet wird . Dies
ist nicht überraschend, wenn man bedenkt, dass die Vorsitzende der Radikalisierungsforschung Professorin Linda Woodhead ist, eine
Religionssoziologin, die Mitglied des CREST ist und früher an der Fakultät für Religionswissenschaft in Lancaster unterrichtet hat. Woodhead
veröffentlichte 2016 einen Artikel auf der CREST-Website , der die intellektuelle Grundlage für die Ansicht (bei CREST) legte, dass Christen, die
glauben, dass das Christentum die einzig wahre Religion ist, Extremisten seien.
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CREST bestreitet christenfeindlichen Artikel, der in der Prevent-Schulung verwendet wurde

Ich fragte CREST im Rahmen der Informationsfreiheit, ob sie Beweise dafür hätten, dass dieser Artikel jemals in der Prevent-Duty-Ausbildung in
England und Wales verwendet wurde. Die Antwort war, dass sie es nicht getan hätten. Nichtsdestotrotz ist dieser höchst fragwürdige Artikel immer
noch auf der CREST-Website zu finden . Man muss sich fragen, warum es diesen gibt und was CREST sich von ihrer Veröffentlichung erhoffen.

CREST lässt Beweise für islamistische und neonazistische Übergriffe auf Christen auf seiner Website weg

Daniel Allington wies darauf hin, dass CREST im Jahr 2020 nur ein Projekt zum Thema Islamismus finanziert hat. Vor diesem Hintergrund ist es
vielleicht nicht verwunderlich, dass CREST auf seiner Website nichts über die islamistischen Anschläge auf das Leben der Evangelistin und
ehemaligen Muslima Hatun Tash veröffentlicht.

Ein Problem gibt es auch mit der im März 2023 veröffentlichten "Timeline: Extrem-Right-Wing Terrorism in the UK" von CREST . In dem Beitrag über
Austin Ross, einen Neonazi, der im August 2018 wegen Terrorismus verurteilt wurde, heißt es, er habe versucht, eine Freimaurerloge
niederzubrennen. Was die Zeitleiste nicht sagt, ist, dass er auch die Bethel Community Church in Newport, Südwales, ins Visier nahm .

Vor diesem Hintergrund ist es sehr begrüßenswert, dass Allingtons Bericht für die Kommission zur Bekämpfung des Extremismus nahelegt, dass
die Regierung CREST auffordern könnte, seine Arbeitsweise zu ändern.

Christen, die böswillig als Extremisten behandelt werden

Trotz der Dementis von CREST, dass der oben erwähnte Artikel in der Prevent-Ausbildung verwendet wurde, ist es eine Tatsache, dass seit 2015
zahlreiche Christen mit eindeutig keinerlei terroristischen Absicht als Extremisten bezeichnet wurden. Die Idee, dass evangelikale Christen
Extremisten sind, kommt nicht aus dem Nichts. Darunter befanden sich auch zahlreiche Straßenprediger. Tatsächlich warnte Lord Evans, der
ehemalige Chef des MI5, damals, dass die Anti-Extremismus-Strategie missbraucht werden könnte, um "harmlose evangelikale Straßenprediger"
zu verhaften.

Es gibt auch den Fall von Pastor Paul Song, der, obwohl er nicht an Prevent verwiesen wurde, vom islamistischen Imam der HMP Brixton  als
Extremist eingestuft wurde.

Wurden Christen zu Sündenböcken für den islamistischen Terrorismus gemacht?

In seinem Bericht verwies Daniel Allington auf den Verdacht, dass der dramatische Anstieg der rechtsextremen Prevent-Fälle seit 2015
"vorbestimmt" gewesen sei. Er zitierte Sir William Shawcross' Rezension zu Prevent. Der elevante Abschnitt besagt:

"Während ein Teil der zunehmenden Besorgnis über die extreme Rechte durch die Daten gerechtfertigt ist, die einen Anstieg der rechtsextremen
Terrorbedrohung zeigen, wurde mir von einem ehemaligen Chef der Anti-Terror-Polizei gesagt, dass  die verstärkte Fokussierung auf die extreme
Rechte "ein gewisses Maß an Beschwichtigung darstellt, um die Beteiligung einiger Gruppen an Prevent aufrechtzuerhalten". Die klare
Schlussfolgerung daraus ist, dass eine Fokussierung auf die extreme Rechte, die über die tatsächliche Bedrohung hinausgeht, erfolgte als Versuch,
den Vorwurf der Stigmatisierung von Minderheiten abzuwehren." [William Shawcross, Independent Review of Prevent, S. 50-51]

Inwiefern kann man folgern, dass der Verweis von Christen an Prevent ein nützlicher Sündenbock dafür war, dass die zuständigen Behörden zu viel
Angst vor Klagen wegen Islamophobie hatten?

Kommentar von Douglas Murray  : "Es ist zu einer großen Tradition im öffentlichen Leben Großbritanniens geworden, sich nicht mit islamischem
Extremismus auseinanderzusetzen. Stattdessen opfern wir jedes Mal, wenn es einen Angriff oder eine Bedrohung gibt, jemanden, der zu der
Bedrohung Stellung bezogen hat. Ich sehe, dass Lee Anderson in dieser Saison die Votivgabe ist. Brillant. Das wird alles lösen."

Quellen:

https://christianconcern.com/comment/why-does-the-uk-lack-research-on-islamist-extremism-and-terrorism/

https://www.dropbox.com/scl/fo/h46qwscs5fi58uakg379m/h?dl=0&rlkey=fuovprgkcanz5crtiyu6imfoh
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Großbrittanien: BBC-Mitarbeiter nannte Juden "Nazis"
und Weiße "Parasiten"
IIRF-D/CPC/Tübingen/07.03.24 - Ein hochrangiger BBC-Mitarbeiter bezeichnete jüdische Menschen in einer Reihe von Social-Media-Posts als
"Nazis" und weiße Menschen als "Parasiten" so berichtet Craig Simpson von The Telegraph am 2. Februar 2024.

Die BBC wurde über Aussagen von Dawn Queva informiert, die laut ihrem Online-Profil Programmkoordinatorin bei BBC Three ist.

Auf ihrer Facebook-Seite wurden jüdische Menschen unter anderem als "Nazi-Apartheid-Parasiten" bezeichnet, die einen "Holo-Schwindel"
finanziert hätten.

In ihren Posts greift sie immer wieder weiße Menschen an und bezeichnet sie als "Virus" und "mutierte Eindringlingsspezies".

Frau Queva, deren Standort auf ihrem Linkedin-Profil als London angegeben ist, bezeichnet das Vereinigte Königreich auch als "bigott" und
"völkermörderisch" und behauptet, weiße Europäer seien "melaninrezessive Parasiten".

Die Posts kommen, nachdem Tim Davie, der Generaldirektor der BBC, nach dem Ausbruch des Israel-Hamas-Konflikts, der einige jüdische
Mitarbeiter dazu veranlasst hat, offizielle Beschwerden über Antisemitismus einzureichen, eine "Anhörungssitzung" für die Anliegen der
Mitarbeiter abgehalten hat.

Die Beiträge von Frau Queva wurden unter dem Namen Dawn Las Quevas-Allen auf Facebook veröffentlicht, aber sie haben das gleiche Profilbild
wie ihr reguläres Profil, und das Fachmagazin Deadline berichtet, dass ihre Identität bestätigt wurde. Zuvor arbeitete sie laut ihrem Linkedin-Profil
mit Disney und UKTV zusammen.

Frau Quevas Beitrag enthielt zahlreiche Verweise auf die angeblichen Ursprünge des jüdischen Volkes und behauptete, dass sie nicht wirklich
jüdisch seien, sondern eine "Synagoge der Satanskabale, die sich selbst "jüdisch" nennt.

In einem Beitrag wird behauptet, dass die Rothschild-Familie "ihren eigenen Holo-Schwindel finanziert" habe, und in einem anderen, dass Israel
versuche, "schwarze Frauen ohne ihr Wissen oder ihre Zustimmung zwangsweise dauerhaft zu sterilisieren".

In mehreren der vielen Posts von Frau Queva wird Großbritannien als "UKKK" bezeichnet, in offensichtlicher Anspielung auf den Ku-Klux-Klan.

In anderen Beiträgen heißt es, dass die Weißen die natürliche Ordnung des Planeten gestört haben und dass sie eine "barbarische, blutrünstige,
räuberische, mörderische, völkermörderische, räuberische, räuberische, parasitäre, entartete Rasse" seien.

Frau Queva wurde um eine Stellungnahme zu ihren Beiträgen gebeten.

Die BBC sagte: "Wir kommentieren keine einzelnen Mitarbeiter und wir haben gut etablierte und robuste Prozesse, um mit solchen Problemen
umzugehen. Wir tolerieren keinen Antisemitismus, Islamophobie oder irgendeine Form von Missbrauch und nehmen solche Vorwürfe ernst und
ergreifen angemessene Disziplinarmaßnahmen, wo immer dies erforderlich ist." (Anmerkung der Redaktion: nach unseren Kenntnissen wurde sie
inzwischen entlassen).

Der Telegraph berichtete kürzlich, dass Gruppen jüdischer Angestellter bei der BBC Beschwerden wegen angeblichen Antisemitismus am
Arbeitsplatz eingereicht hätten.

Die Mitarbeiter beschwerten sich über Gary Linekers Nutzung der sozialen Medien  und die Berichterstattung des Unternehmens über den Konflikt
in Gaza, so Quellen des Senders.

Einer von mindestens 22 Mitarbeitern, von denen angenommen wird, dass sie formelle Beschwerden eingereicht haben, sagte, dass jüdische
Mitarbeiter "überall Brände bekämpfen" und "jeder hier unglücklich ist", und fügte hinzu, dass Bedenken über Antisemitismus "von der
Geschäftsleitung mit Gleichgültigkeit oder einem Achselzucken beantwortet wurden".

Quellen:

https://www.telegraph.co.uk/news/2024/02/01/bbc-employee-called-jewish-people-nazis-and-uk-bigoted/

https://www.dropbox.com/scl/fo/h46qwscs5fi58uakg379m/h?dl=0&rlkey=fuovprgkcanz5crtiyu6imfoh
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Indien: Hilft internationale Berichterstattung der Sache
der indischen Christen?
Lokale und internationale Aktivisten diskutieren darüber, dass Voice of the Martyrs den Status der Religionsfreiheit des Landes auf den eines
"restriktiven Staates" ausweitet.

IIRF-D/CT/Tübingen/01.03.24 – Das von Richard und Sabina Wurmbrand gegründete internationale Hilfswerk "Voice of the Martyrs" (VOM) hat
Indien in ihrem neuesten globalen Gebetsleitfaden in die höchste Verfolgungsstufe eingestuft und das Land von einem "feindlichen Gebiet" zu
einer "restriktiver Staat" hochgestuft.

Cristianity Today hat eine Recherche von Surinder Kaur am 28.2.2024 veröffentlicht. Darin geht es um die brisante Frage, ob das Nennen von
Verstößen gegen international anerkannte Menschenrechte einen positiven Einfluss auf die Situation der religiösen Minderheiten, inklusive der
Christen, haben kann. Durch den Aufstieg der Hindutva-Ideologie, begünstigt durch die Regierung der BJP unter Narendra Modi, hat sich die
Situation in Indien ständig verschlechtert für die kleine christliche Minderheit – zwischen 2 und 3%) im Land. Nach einer Einführung lässt Kaur
sechs Kenner der Lage in Indien zur Sprache kommen:

Die mittelgroße Kategorie "feindliche Gebiete" von VOM kennzeichnet Staaten oder große Gebiete von Staaten, in denen die christliche
Bevölkerung trotz der Versuche der Regierung, Schutz zu gewähren, von Familie, Freunden, Nachbarn oder politischen Gruppen wegen ihres
Zeugnisses verfolgt wird. Indische Gläubige sind weitgehend mit dieser Art von Gewalt konfrontiert, einschließlich der Anschläge in Manipur im
letzten Jahr, bei denen mehr als 100 Menschen getötet wurden.

Im Gegensatz dazu beschreibt die Bezeichnung "restriktiver Staat" Länder, in denen staatlich sanktionierte Umstände oder antichristliche Gesetze
zur Schikanierung von Christen oder zum Verlust ihrer bürgerlichen Freiheiten führen. Es kann auch staatliche Maßnahmen oder Praktiken
umfassen, die Christen daran hindern, Bibeln oder andere christliche Literatur zu erhalten. (Christen in Ländern, in denen es Einschränkungen
gibt, werden oft auch von Familienangehörigen, Gemeindemitgliedern und/oder politischen Gruppen verfolgt.)

Obwohl indische Christen größtenteils mit Verfolgung konfrontiert sind, die die mittlere Kategorisierung von VOM widerspiegelt, war die
Regierung unter Premierminister Narendra Modi in den letzten Jahren ein wichtiger Akteur bei der Lenkung der öffentlichen Meinung gegen
nicht-hinduistische Inder.

"Der Aufstieg der Hindutva-Ideologie – und die offene und enthusiastische Annahme dieser Ideologie durch Modi und andere Regierungschefs –
hat dazu geführt, dass Indiens nationale Regierung zu einem offenen Verfolger der Kirche geworden ist, anstatt zu einem Beschützer religiöser
Minderheiten und der Religionsfreiheit", sagte VOM-Sprecher Todd Nettleton.

"Diese Betonung – unterstützt durch die Macht der Bundesregierung sowie mehrerer von der BJP kontrollierter Landesregierungen – hat eine
abschreckende Wirkung auf die Religionsfreiheit gehabt, auch ohne eine formelle Änderung der Gesetze des Landes."

CT hat sich an sechs Verfechter der Religionsfreiheit gewandt, zwei internationale und vier indische, um zu erfahren, ob dieses Etikett
Außenstehenden hilft, die Situation in Indien zu verstehen. Bringt die neue Klassifikation irgendwelche Veränderungen für die Kirche in Indien,
entweder gute oder schlechte? Hilft „Naming and Shaming“ (Benennen, bzw. Anprangern und Beschämen der Missstände) der Sache der
indischen Christen?

Die Antworten reichen von denen, die der Wirksamkeit der neuen Bezeichnung skeptisch gegenüberstehen, bis hin zu denen, die sie für
konstruktiv halten. Darüber hinaus fragte CT VOM, was sie sich von der Neukategorisierung Indiens erhofften.

John Dayal, erfahrener Menschenrechtsaktivist in Indien

Die Situation der Christen in Indien sollte jeden in der Welt schockieren, besonders im Westen, wie auch in Südkorea und auf den Philippinen, die
eine beträchtliche christliche Bevölkerung haben und politische und wirtschaftliche Partner Indiens sind.

Der neue Status eines "restriktiven Staates", der von VOM vergeben wird, erfasst die Komplexität und den Ernst der Situation in Indien aber nicht
vollständig. Die einzigartige Art der Bedrohung, der Christen in Indien durch die Hindutva-Ideologie ausgesetzt sind, unterscheidet sich von
Bedrohungen, denen sie in anderen Teilen der Welt ausgesetzt sind, wie islamistische Elemente, Diktaturen, Kommunismus oder politische
Bewegungen, die mit dem Buddhismus verbunden sind.

Tatsache ist, dass die höchsten politischen Beamten des Landes die Marginalisierung religiöser Minderheiten forcieren. Jeden Tag werden Gesetze
erlassen, um die Bevölkerung zu schikanieren, religiöse Praktiken einzuschränken und jegliche Evangelisierung zu unterbinden. Dies ist eine sehr
ernste Angelegenheit und verstößt nicht nur gegen die indische Verfassung, sondern auch gegen die UN-Charta.

Für den gewöhnlichen Christen im Dorf oder in der Kleinstadt ändert sich [mit dieser neuen VOM-Bezeichnung] eigentlich nichts. Die Hindutva-
Elemente lassen sich davon nicht beeindrucken. Die internationale Zurechtweisung ist leise und schwach und wird sofort durch ihre Lobeshymnen
auf die in Indien herrschende Gruppe und insbesondere auf ihren Führer gedämpft.

A. C. Michael, nationaler Koordinator, United Christian Forum (UCF), Indien

Solche Bezeichnungen sind für unser Land nichts Neues. Unabhängig davon, ob wir als "restriktiver Staat“ bezeichnet werden oder nicht, ist es
eine bekannte Tatsache, dass unser Land für Christen zu einem herausfordernden Ort wird, ihren Glauben auszuüben.
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Laut unserer Berichterstattung bei UCF haben die Vorfälle von Gewalt gegen Christen in Indien seit 2014 drastisch zugenommen, von 147 Vorfällen
2014 auf 720 Vorfälle im Jahr 2023. Das bedeutet, dass jeden Tag zwei Christen angegriffen werden, weil sie irgendwo im Land ihren Glauben
praktizieren.

Abgesehen davon kann man nicht leugnen, dass solche Bezeichnungen dazu beitragen, andere Staaten über den Status der Religionsfreiheit eines
Landes zu informieren. Ich bin jedoch der Meinung, dass es nicht viel helfen würde, die Religionsfreiheit zu verbessern, wenn man es nur bei
diesen Etiketten beließe. Es muss mehr getan werden, etwa Sanktionen gegen Länder, die die Religionsfreiheit einschränken, und
Beschränkungen für den Geschäftsverkehr mit solchen Ländern.

Vijayesh Lal, Generalsekretär, Evangelical Fellowship of India

Auch wenn solche Bezeichnungen zunächst die Aufmerksamkeit auf die Herausforderungen lenken, mit denen christliche Minderheiten in Indien
konfrontiert sind, müssen wir uns der Komplexität unserer Situation bewusst sein. Indien ist ein riesiges und vielfältiges Land, in dem die
Erfahrungen von Christen je nach geografischer Lage, sozioökonomischem Status und anderen Faktoren sehr unterschiedlich sind. Eine pauschale
Bezeichnung birgt die Gefahr, unsere Realität zu stark zu vereinfachen und die einzigartigen Kontexte zu übersehen, in denen wir unser Christsein
ausleben.

Darüber hinaus müssen wir die Reaktion der indischen Regierung auf solche Etiketten berücksichtigen. In der Vergangenheit haben diese
Bezeichnungen nicht zu nennenswerten Veränderungen in der Regierungspolitik oder im Handeln gegenüber religiösen Minderheiten geführt.
Stattdessen dienen sie oft eher als diplomatische Streitpunkte, denn als Katalysatoren für positive Reformen.

In früheren Zeiten hätte diese Bezeichnung die Regierung dazu veranlassen können, bestimmte politische Maßnahmen zu überdenken. Das hätte
auch Indiens internationale Partner dazu zu veranlasst, sich energischer für die Verteidigung der Religionsfreiheit in Indien einzusetzen. Diese
erhöhte Sichtbarkeit hätte möglicherweise zu positiven Reformen führen können.

Aber wir leben jetzt in einem anderen Kontext, in dem die Herrschenden weiterhin leugnen, was über religiöse Minderheiten in Indien behauptet
wird. Und die internationale Gemeinschaft ist zu sehr damit beschäftigt, Indien zu umwerben, so dass Menschenrechte oder Religionsfreiheit,
wenn überhaupt, nur am Rande erwähnt werden.

Und obwohl internationale Aufmerksamkeit wichtig ist, muss ein echter Wandel aus unseren christlichen Gruppierungen kommen. Indische
Kirchen und Glaubensgemeinschaften sind nicht nur Opfer; Wir setzen uns aktiv für den Schutz unserer Religionsfreiheit ein, die von der indischen
Verfassung garantiert wird. Sich ausschließlich auf Narrative der Verfolgung zu konzentrieren, übersieht die Widerstandsfähigkeit und das
Eintreten für die Fürsprache indischer Christen und der Zivilgesellschaft im Allgemeinen.

Anstatt uns nur auf Rhetorik zu verlassen, brauchen wir eine gründliche Analyse, die in den lokalen Realitäten verwurzelt ist. Das bedeutet, dass
wir den Stimmen der indischen Christen Gehör verschaffen und in den Dialog mit unserer Regierung und der Zivilgesellschaft treten müssen, um
Lösungen zu finden, die auf unsere spezifischen Kontexte zugeschnitten sind.

Shibu Thomas, Gründer, Persecution Relief, Indien

Die Kategorisierung Indiens oder eines anderen Staates unter einem bestimmten Etikett, basierend auf den verifizierten Daten über die
Herausforderungen, mit denen die christliche Gemeinschaft konfrontiert ist, schafft ein Bewusstsein für die Realität vor Ort. Das ist nützlich, um
uns gegenseitig im Gebet zu unterstützen, da wir alle Glieder desselben Leibes sind und das Leiden und den Schmerz des anderen teilen.

Aber wird die indische Kirche in irgendeiner Weise davon profitieren, wenn das Etikett geändert wird? Nein! Vielmehr müssen wir uns die Reife
aneignen, um uns ihr anzupassen, während wir auf der anderen Seite alle Anstrengungen unternehmen, um mit allen Menschen in Frieden und
Harmonie zu leben. Jesus lehrte uns, dem Kaiser zu geben, was ihm gehört, und Gott zu geben, was ihm gehört.

Wir sollten lieber für unsere Autoritäten beten, damit wir in Frieden leben können.

Anstatt Hilfe von außen zu suchen, die in keiner Weise hilfreich ist, sondern größeren Schaden anrichtet, müssen wir verstehen, dass Verfolgung
ein Zeichen für das Zweite Kommen des Herrn ist. Anstatt nach Wegen zu suchen, sie zu bekämpfen, müssen wir sie demutig annehmen, unseren
Verfolgern vergeben, lieben und für sie beten. Wer weiß, vielleicht hat Gott sie hierhergestellt, um die Gemeinde zu veredeln! Ausländische
Organisationen haben ihre eigenen Pläne, was für die Kirche in Indien nicht immer von Vorteil ist.

Deshalb appelliere ich an alle indischen Christen, sich auf das biblische Fundament zu besinnen, auszuharren und bis zum Ende treu zu bleiben,
indem sie dem Beispiel Christi im Leiden folgen.

Wissam al-Saliby, Leiter des Genfer Büros der Weltweiten Evangelischen Allianz

Labels und Rankings sind hilfreich, um ein allgemeines Bewusstsein zu schaffen, die öffentliche Meinung zu mobilisieren und die indische
Regierung zu einem Kurswechsel und Indiens Verbündete einzuladen, sich für die Religionsfreiheit einzusetzen.

Aber sie können und sollen Christen kein genaues und nuanciertes Bild davon vermitteln, wie die Kirchen und christlichen Dienste angesichts von
Verfolgung standhaft und treu sind, vom Wachstum und Einfluss der Kirche in der Gesellschaft, von den signifikanten Unterschieden in Freiheit
und Verfolgung von einem indischen Bundesstaat zum anderen und vom Eintreten der Indigenen für mehr Religionsfreiheit. Wir sollten uns vor
Diskursen hüten, die Kirchen unbeabsichtigt als hilflose Opfer im Angesicht der Verfolgung darstellen.

Darüber hinaus helfen diese Kategorisierungen denjenigen nicht, die sich für ihre christlichen Brüder und Schwestern einsetzen wollen, denn
Fürsprache erfordert sachliche Berichterstattung, rechtliche Analyse und gezielte Empfehlungen für rechtliche und politische Veränderungen.

In den letzten Jahren haben wir gesehen, dass unabhängig davon, wer im Weißen Haus sitzt, die Beziehungen der USA zu Indien an erster Stelle
stehen. Die Theorie des Wandels, die davon ausgeht, dass das Bewusstsein und die öffentliche Meinung in den westlichen Ländern die Regierungen
dieser Länder dazu veranlassen werden, der Religionsfreiheit in ihrer Außenpolitik Vorrang einzuräumen, funktioniert nicht.
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Ich glaube, wir müssen die Unterstützung indischer christlicher Stimmen priorisieren, die prophetisch zu den indischen Behörden in Indien
sprechen, und uns hinter die Kirchen in Indien stellen, die nationale multireligiöse und multi-stakeholder-Bewegungen aufbauen, um mehr
Freiheit für alle zu unterstützen. Die indigenen Stimmen müssen lauter werden, parallel zu den internationalen Stimmen, die sich für
Religionsfreiheit einsetzen.

Knox Thames, ehemaliger Beamter des US-Außenministeriums

Obwohl ich mit den Bezeichnungen von VOM nicht vertraut bin, ist die Trendlinie für Religionsfreiheit in Indien seit Jahren besorgniserregend. Ich
habe dafür plädiert, dass das US-Außenministerium seine Benennungsbefugnis nutzt, um Indien auf die Sonderbeobachtungsliste zu setzen, weil
die Zahl der Verletzungen der Religionsfreiheit gegen Christen und auch Muslime ständig und zunimmt. Ein solcher Schritt der Vereinigten Staaten
könnte die Regierung Modi ermutigen, einen anderen Weg einzuschlagen, einen, der die Religionsfreiheit und die Rechte von Minderheiten
unterstützt.

Bezeichnungen wie diese schaffen Möglichkeiten der Interessenvertretung. Sie zwingen die politischen Entscheidungsträger, unbequeme Fakten
über Indien in Betracht zu ziehen, und ermöglichen es den Befürwortern, auf eine bessere Politik zu drängen, die Delhi zu Reformen ermutigt.

Todd Nettleton, VOM-Sprecher, Vereinigte Staaten

Das Ziel von VOM ist es, mit dieser Statusänderung die Art der Verfolgung, der unsere christlichen Brüder und Schwestern in Indien ausgesetzt
sind, genau widerzuspiegeln und Christen in der freien Welt in die Lage zu versetzen, sie besser zu verstehen und sachkundiger für sie zu beten.

Es ist wichtig zu verstehen, dass diese Änderung der Klassifizierung kein Versuch zur Veränderung ist. Vielmehr ist es ein Spiegelbild des Wandels,
der in der Verfolgung, der indische Christen ausgesetzt sind, bereits stattgefunden hat. Es mag Leute in der Regierung oder in der Führung geben,
die diese Informationen sehen oder sich darauf beziehen, aber VOM ist keine Interessenvertretung und es war nie unser Ziel, Regierungen oder
andere Führer zu beeinflussen.

Vielmehr ist das Ziel von VOM die Gemeinschaft zwischen den Mitgliedern des globalen Leibes Christi. Die Hauptzielgruppe von VOM sind
Nachfolger Jesu in freien Staaten, und unser Ziel ist es, sie in die Lage zu versetzen, verfolgte Christen in mehr als 70 Ländern auf der ganzen Welt
– einschließlich Indien – besser zu verstehen und sachkundiger für sie zu beten, wo Christen regelmäßig wegen der Ausübung ihres Glaubens
verfolgt werden.

Quelle: https://www.christianitytoday.com/ct/2024/february-web-only/voice-martyrs-india-persecution-restricted-nation.html?
utm_source=Today%20in%20Christian%20History%20Newsletter&utm_medium=Newsletter&utm_term=921252&utm_content=15911&utm_campaign=email

Übersetzt und überarbeitet von IIRF-D 
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Indien: Keine Entwarnung für Christen in Manipur
(idea) Der Oberste Gerichtshof im nordostindischen Bundesstaat Manipur hat einen Absatz aus einer Anordnung der Lokalregierung gestrichen,
der im Mai 2023 zu massiver Gewalt zwischen Hindus und Christen geführt hatte. Das erklärte der Sprecher der Menschenrechtsorganisation ADF
International, Ludwig Brühl (Wien), gegenüber der Evangelischen Nachrichtenagentur IDEA.

Zum Hintergrund: Anfang Mai 2023 eskalierte im Bundesstaat Manipur die Gewalt von Hindus aus der Volksgruppe der Meitei gegen die meist
christlichen Kuki. Zwei Monate zuvor hatte die Lokalregierung beschlossen, auch den Meitei den Stammesstatus für Minderheiten zuzugestehen.
Dieser würde es ihnen ermöglichen, besondere Vorteile in der Wirtschaft und im Bildungswesen in Anspruch zu nehmen, die Minderheiten
unterstützen sollen.

Die christlichen Bergvölker der Kuki und Zo fürchteten daraus resultierende Benachteiligungen für sie. Bei den folgenden Protesten und
ethnischen Ausschreitungen zwischen Meitei und Kuki starben mindestens 175 Menschen, rund 1.100 wurden verletzt. 70.000 Menschen wurden
vertrieben. Berichten zufolge wurden rund 380 religiöse Einrichtungen, darunter mindestens 250 Kirchen, angezündet.

Vertreter der Vereinten Nationen sowie des Europäischen Parlaments kritisierten die Rolle der regierenden nationalhinduistischen Partei BJP in
dem Konflikt. In einer Resolution forderte das EU-Parlament die indische Regierung auf, alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, „um der
anhaltenden ethnisch und religiös motivierten Gewalt unverzüglich Einhalt zu gebieten“. Zugleich verurteilte es „mit aller Schärfe jegliche
nationalistische Rhetorik“. Der Oberste Gerichtshof strich den Meitei nun den umstrittenen Stammesstatus wieder, da dieser in den Augen der
Richter rechtswidrig war.

Anwalt: Ethnische Säuberung in Manipur

ADF reagierte verhalten auf das Urteil. Unter Verweis auf Gespräche mit einen Anwalt vor Ort erklärte Brühl gegenüber IDEA, das jüngste Urteil
stelle nur den Status Quo für die überwiegend christlichen Bergstämme wieder her. „Die Stammesangehörigen wurden jedoch in großem Umfang
vertrieben, so dass nicht mehr viele im Bundesstaat verbleiben, um von den Fördermaßnahmen zu profitieren“, so Brühl.

Auch das Tal um die Landeshauptstadt Imphal sei von allen Angehörigen der Kuki-Zo-Stämme ethnisch gesäubert worden. Das bedeute, dass
Ressourcen wie Beschäftigungs- und Bildungsmöglichkeiten für die christlichen Bergstämme weiterhin unzugänglich blieben.

Laut dem Menschenrechtsexperten hat die Anordnung der Lokalregierung im März 2023 lediglich „das Fass zum überlaufen gebracht. Die
Disharmonie zwischen den beteiligten ethnischen Gruppen habe eine lange Vorgeschichte. Auch wenn das Urteil keine neue Aufregung ausgelöst
habe, sei die Lage in Manipur „nach wie vor äußerst angespannt und alles andere als normal“.
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Nicaragua: Einschränkungen der Religions- und
Weltanschauungsfreiheit
IIRF-D/CSW/Tübingen/07.03.24 - Unter der Führung von Präsident Daniel Ortega, seiner Frau und Vizepräsidentin Rosario Murillo und der
Sandinistischen Nationalen Befreiungsfront (FSLN) und insbesondere von November 2022 bis Januar 2024 – dem Zeitraum, auf den sich dieser
Bericht bezieht – haben die Anzahl und die Schwere der Verletzungen der Religions- und Weltanschauungsfreiheit in Nicaragua weiter
zugenommen.

Religiöse Führer, die Menschenrechte verteidigen oder sich kritisch über die Regierung äußern, sind Schikanen, Drohungen und der Möglichkeit
körperlicher Gewalt und willkürlicher Inhaftierung ausgesetzt.

Die Regierung überwacht religiöse Aktivitäten und übt Druck auf die Führer aus, Selbstzensur zu üben. Über Einheit oder Gerechtigkeit zu predigen
oder für die allgemeine Situation im Land zu beten, kann zum Beispiel als Kritik an der Regierung gewertet und als Verbrechen behandelt werden.

CSW verzeichnete im Berichtszeitraum (November 2022 bis Januar 2024)  310 separate Fälle der Verletzung der Religionsfreiheit (FoRB-Verstöße),
verglichen mit 156 Fällen im Zeitraum des letzten Berichts  (November 2021 bis November 2022). In den meisten Fällen handelte es sich um
mehrere FoRB-Verstöße, von denen einige Tausende von Menschen betrafen.

Angehörige von Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaften und religiöse Führer, darunter sowohl nicaraguanische Staatsangehörige als
auch Personen mit ausländischer Staatsbürgerschaft, wurden zwangsweise ins Exil geschickt, zur Ausreise gezwungen oder an der Wiedereinreise
gehindert.

Religiöse Führer und Angehörige von Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaften wurden kurz- und langfristig willkürlich inhaftiert . Die
Gesamtzahl der religiösen Führer, die sich zu einem bestimmten Zeitpunkt im Gefängnis befanden, schwankte aufgrund der erzwungenen
Verbannung zahlreicher politischer Gefangener. Politischen Gefangenen ist es nicht gestattet, eine Bibel oder andere religiöse Literatur im
Gefängnis zu erhalten oder zu besitzen, was gegen die Nelson-Mandela-Regeln verstößt.  

Die Regierung hat Hunderte von unabhängigen zivilgesellschaftlichen Organisationen (iCSOs/NPOs), darunter auch religiöse Einrichtungen,
gewaltsam geschlossen und ihnen willkürlich ihren rechtlichen Status entzogen.

Die Regierung fror die Bankkonten einiger Gruppen ein und begann , Grundsteuern von religiösen Institutionen und zivilgesellschaftlichen
Organisationen zu erheben, die religiöser Natur sind oder mit einer religiösen Gruppe oder Institution verbunden sind  , was gegen das nationale
Recht verstößt, das sie von solchen Steuern befreit. In einigen Fällen führte dies zur Schließung der betroffenen Einrichtung, zur Unfähigkeit, das
Personal zu bezahlen, oder ging mit der Beschlagnahmung von Eigentum durch die Regierung oder der erzwungenen Verbannung von Mitgliedern
einher.  

Im Jahr 2023 wurde die Regierung aggressiver in ihren Verboten öffentlicher Manifestationen religiöser Natur, einschließlich Gottesdiensten im
Freien und religiösen Prozessionen.

Einige religiöse Gruppen, insbesondere solche, die mit der Regierung verbündet sind und sie unterstützen, waren von diesem Verbot
ausgenommen, da Genehmigungen für große öffentliche Veranstaltungen erteilt wurden, und die Regierung kooptierte einige religiöse Feste und
Traditionen, um eine Illusion des allgemeinen Respekts für FoRB zu schaffen.

Das Zeigen von als religiös geltenden Symbolen wie Kruzifixen, Kreuzen oder dem Davidstern außerhalb der eigenen Wohnung ist verboten. 
Banner, die auf Frieden, Gerechtigkeit, Einheit oder Demokratie anspielen, sind ebenfalls nicht erlaubt.

Pro-Demokratie-Aktivisten, Menschenrechtsverteidiger, Mitglieder der politischen Opposition und andere, die von der Regierung als kritisch
gegenüber ihrer Politik angesehen werden, berichteten von Schikanen und Warnungen von Sicherheitsbeamten der Regierung, sich von Religions-
oder Weltanschauungsgemeinschaften zu trennen und sich nicht an religiösen Aktivitäten zu beteiligen.

Quelle: https://www.csw.org.uk/2024/02/13/report/6164/article.htm
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Pakistan: Gericht spricht christliche Brüder frei von
"Blasphemie"-Anklagen
IIRF-D/BA/MorningStarNews/Tübingen/07.03.24 - Am 29. Februar wurden die christlichen Brüder Umar Saleem (bekannt als Rocky) und Umair
Saleem (bekannt als Raja) vom Vorwurf der "Blasphemie" im Zusammenhang mit den antichristlichen Unruhen, die im August 2023 das christliche
Viertel Jaranwala verwüsteten, freigesprochen.

Der Verteidiger Tahir Bashir erklärte vor dem Anti-Terrorismus-Gericht in Faisalabad, die Männer seien unschuldig und es gebe keine Beweise
gegen sie. Richter Mohammad Hussain ordnete den Freispruch an.

Die Brüder waren unter allen drei berüchtigten pakistanischen "Blasphemie"-Gesetzen angeklagt, einschließlich Abschnitt 295-C des
Strafgesetzbuchs (wir berichteten). Dieser Abschnitt, der sich auf die Schändung des Namens des islamischen Propheten Mohammed bezieht, sieht
die Todesstrafe vor.Außerdem wurden sie gemäß Abschnitt 9 des pakistanischen Anti-Terror-Gesetzes beschuldigt, Hass zwischen den Religionen
geschürt zu haben.

Am 16. August griff ein muslimischer Mob Kirchen und Häuser von Gläubigen an, nachdem unbegründete Behauptungen aufgestellt worden waren,
in der Gegend seien zerrissene Koranseiten gefunden worden.

Eine polizeiliche Untersuchung hatte ergeben, dass Rocky und Raja von drei anderen Christen, die eine persönliche Feindschaft gegen sie hegten,
hereingelegt worden waren, sagte Tahir Bashir, der Anwalt der Brüder.

Die drei Christen, die sie zu Unrecht beschuldigt hatten, den Koran entweiht und blasphemische Worte geschrieben zu haben, seien verhaftet und
wegen Blasphemie angeklagt worden.

"Die Brüder sind frei und befinden sich jetzt bei ihrer Familie", sagte Bashir gegenüber Christian Daily International-Morning Star News. "Es ist
jedoch nicht sicher für sie, nach Jaranwala zurückzukehren, da ihr Leben ernsthaft bedroht ist. Obwohl sie vom Gericht freigesprochen wurden, gab
es bereits mehrere Fälle, in denen Menschen, die der Blasphemie beschuldigt wurden, von Bürgerwehren getötet wurden, obwohl sie von den
Gerichten für unschuldig befunden wurden."

"Ich habe einen Antrag nach Abschnitt 265-K der Strafprozessordnung (StPO) gestellt und behauptet, dass kein belastendes Material gegen die
beiden Brüder vorlag und nichts in ihrem Besitz gefunden wurde, so dass ein Verfahren gegen sie sinnlos wäre", sagte Bashir.

Abschnitt 265-K ermächtigt die Gerichte, einen Verdächtigen jederzeit freizusprechen, auch bevor Anklage erhoben wird. Bashir sagte, das Gericht
habe die beiden Brüder nach Anhörung seiner Argumente freigesprochen, und sie seien auf seine Anordnung hin freigelassen worden.

Die Brüder waren nach den Paragrafen des berüchtigten pakistanischen Blasphemiegesetzes wegen "vorsätzlicher und böswilliger Handlungen zur
Verletzung religiöser Gefühle" (Paragraf 295-A), Schändung des Korans (Paragraf 295-B) und abfälliger Bemerkungen über Mohammed (Paragraf
295-C) angeklagt worden, worauf die Todesstrafe steht. Sie wurden auch nach Abschnitt 9 des Anti-Terrorismus-Gesetzes angeklagt, der sich auf
das Verbot von Handlungen bezieht, die dazu bestimmt oder geeignet sind, den Hass zwischen den Sekten zu schüren.

Bisher wurde noch kein Todesurteil aufgrund der pakistanischen Blasphemiegesetze vollstreckt.

Jedoch waren Hunderte von Christen aus Jaranwala geflohen, als die Randalierer am 16. August angriffen, Kirchengebäude in Brand setzten und
Häuser plünderten. Der Mob, dessen Zahl auf rund 5.000 geschätzt wird, wurde durch Lautsprecher der Moschee angestachelt, die verkündeten,
dass der Koran geschändet und abfällige Worte gegen Mohammed, den Propheten des Islam, geschrieben worden seien.

Dutzende von christlichen Häusern und etwa 20 Kirchengebäude wurden von muslimischen Mobs in Jaranwala beschädigt und geplündert,
nachdem die Anschuldigungen bekannt geworden waren. Die Polizei von Faisalabad nahm mehr als 300 Verdächtige fest.

Die Richter des Obersten Gerichtshofs, die ebenfalls mit einem Fall im Zusammenhang mit den Angriffen in Jaranwala befasst sind, erklärten bei
einer kürzlich durchgeführten Anhörung, sie bedauerten, dass sich Staatsbedienstete von Unruhestiftern einschüchtern lassen, die Menschen zu
Angriffen auf das Eigentum religiöser Minderheiten anstiften.

Das Gericht wies auch einen Bericht der Regierung des Punjab zurück, in dem die Richter feststellten, dass die Art und Weise, wie die Polizei die
Ermittlungen durchführte, und das offensichtliche Zögern bei der Ermittlung der Schuldigen die Polizei nur in Verruf bringen würde.

Die pakistanischen Blasphemiegesetze, die von islamistischen Parteien vehement verteidigt werden, sehen die Todesstrafe für die Verunglimpfung
Mohammeds vor und machen die Beleidigung des Korans oder des Islam zu einer lebenslangen Freiheitsstrafe.

Unbewiesene Anschuldigungen, den Islam beleidigt zu haben, können zu Morden und Lynchjustiz führen. Christen, die weniger als 2 Prozent der
pakistanischen Bevölkerung ausmachen, gehören zu den untersten sozialen Schichten und werden häufig Opfer von unbegründeten
Blasphemievorwürfen. Andere religiöse Minderheiten sowie Politiker, Anwälte und Studenten wurden aufgrund ähnlicher Anschuldigungen oder
wegen der Verteidigung von Personen, die der Blasphemie beschuldigt wurden, getötet.
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Quellen:

https://www.barnabasaid.org/de/news/prayers-answered-as-pakistan-court-acquits-christian-brothers-of-blasphe/
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Pakistan: Gute Nachricht: Gegen Zwangsbekehrungen und
Zwangs-Ehen
IIRF-D/MorningStarNews/Tübingen/07.03.24 - Die jüngste Weisung des Obersten Gerichtshofs von Lahore, die Gesetze gegen Kinderheirat strikt
durchzusetzen, hat bei den pakistanischen Christen die Hoffnung geweckt, dass sie einen gewissen Schutz davor haben, dass ihre minderjährigen
Mädchen gezwungen werden, zum Islam zu konvertieren und ihre Entführer zu heiraten.

In einer bahnbrechenden einstweiligen Verfügung, die Richter Anwar Ul Haq Pannun von der Multan-Bank des Obersten Gerichtshofs von Lahore
am 28. Februar erließ, wies das Gericht die Regierung an, die Anti-Kinderehe-Gesetze in Wort und Geist umzusetzen. Das Gericht befasste sich mit
der Petition einer Muslimin, Ramzana Bibi, die das Sorgerecht für ihre Nichte beantragte, die Opfer einer Kinderehe geworden war.

Das Gericht setzte einen hochrangigen Ausschuss unter der Leitung des Generalstaatsanwalts von Punjab, Syed Farhad Ali Shah, ein, um die
wirksame Umsetzung der Gesetze zur Einschränkung von Kinderehen sicherzustellen. Außerdem wies es die Vorsitzenden der Gewerkschaftsräte
an, alle Eheschließungen von Minderjährigen unverzüglich zu annullieren, wobei das Gericht strenge rechtliche Schritte gegen solche Ehen
anordnete.

Pannun wies außerdem den stellvertretenden Direktor der Kommunalverwaltung an, monatliche Überprüfungen der Aufzeichnungen der
Gewerkschaftsräte auf lokaler Tehsil-Ebene vorzunehmen und betonte damit die entscheidende Rolle der Kommunalverwaltung in diesem
komplexen Problem.

"Diese Anordnung ist ein entscheidender Moment im Kampf gegen die Heirat von Minderjährigen in Pakistan, insbesondere von Christen und
Hindus", sagte die christliche Anwältin Sumera Shafique gegenüber Christian Daily International-Morning Star News. "Es stärkt nicht nur den
rechtlichen Rahmen, sondern signalisiert auch eine breitere Verlagerung hin zu wachsameren und proaktiven Maßnahmen zum Schutz der Rechte
und des Wohlergehens junger Mädchen in der ganzen Provinz."

Shafique hat für mehrere christliche Mädchen, die zum Islam konvertiert und mit den Entführern verheiratet worden waren, die Freiheit erkämpft.

In Ermangelung von Gesetzen gegen Zwangskonvertierung könnte die strikte Durchsetzung von Gesetzen gegen Kinderheirat eine starke
Abschreckung gegen Entführungen und Konvertierungen von Mädchen aus Minderheiten darstellen, so die Anwältin.

"Obwohl unser Fokus auf die Kriminalisierung von Zwangskonvertierungen gerichtet ist, glaube ich, dass Gesetze gegen Kinderheirat auch
hilfreich sein können, um die religiöse Konvertierung von minderjährigen Mädchen aus Minderheiten einzudämmen", sagte sie. "Die
übergeordneten Gerichte müssen auch dafür sorgen, dass die untergeordneten Gerichte diese Anweisungen befolgen und Fälle, in denen es um
religiöse Bekehrung und die Verheiratung minderjähriger Mädchen geht, nach den Gesetzen gegen Kinderheirat beurteilen, anstatt sich auf die
Scharia [islamisches Recht] zu berufen."

Unter Bezugnahme auf eine kürzlich ergangene Entscheidung der Richterin Aalia Neelum des Obersten Gerichtshofs von Lahore in einem
Kautionsverfahren sagte Shafique, die Richterin habe den Anwalt des Angeklagten und die Polizeibeamten kritisiert, als sie erfuhr, dass ein 12-
jähriges christliches Mädchen gewaltsam konvertiert und mit einem muslimischen Mann verheiratet worden war, der fünfmal so alt war wie sie.
(Zarvia Masih war 12 Jahre alt, als sie entführt und gezwungen wurde, ihren muslimischen Entführer im Jahr 2022 zu heiraten.)

"Die Richterin lehnte die Kaution des Angeklagten ab und ordnete die Eröffnung des Verfahrens an, was meiner Meinung nach sehr ermutigend ist.
Wenn die Richter des Obersten Gerichtshofs solche Angelegenheiten mit Einfühlungsvermögen behandeln, wird sich auch die Haltung der Gerichte
allmählich verbessern", sagte Shafique.

Der Präsident der Church of Pakistan, Bischof Azad Marshall, begrüßte die Anordnungen des Obersten Gerichts von Lahore.

"Wir haben wiederholt dazu aufgerufen, die Gesetze gegen Kinderheirat strikt durchzusetzen, um Entführungen und Zwangskonvertierungen
unserer jungen Mädchen einzudämmen", so Marshall gegenüber Christian Daily International-Morning Star News. "Wir hoffen, dass die
Regierungsbeamten die Anweisungen des Gerichts befolgen werden, um sicherzustellen, dass bestehende Ehen von Minderjährigen nicht nur
annulliert, sondern auch zukünftige Versuche, solche Ehen zu registrieren, bestraft werden."

Marshall forderte auch die Kriminalisierung von Zwangskonvertierungen und betonte, dass die jüngste Änderung des Gesetzes über die christliche
Ehe, in dem das Mindestalter für die Heirat von Christen auf 18 Jahre festgelegt wurde, den Weg für weitere Gesetze zum Schutz von Mädchen
ebnen würde.

"Wir hoffen auch, dass das neue Parlament unseren Gesetzesentwurf zum christlichen Personenrecht verabschiedet, nach dem eine christliche Ehe
nicht automatisch annulliert werden kann, wenn einer der beiden Partner seinen Glauben wechselt", sagte er.

Einem Bericht der Vereinten Nationen aus dem Jahr 2020 zufolge ist Pakistan das Land mit der sechsthöchsten Zahl von Mädchen, die vor ihrem
18. Lebensjahr verheiratet werden.

Kinderheirat ist in Pakistan weit verbreitet, was unter anderem auf tief verwurzelte Traditionen und Bräuche, Armut, mangelndes Bewusstsein
und/oder fehlenden Zugang zu Bildung und mangelnde Sicherheit zurückzuführen ist, heißt es in dem Bericht.
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Gesundheits- und Menschenrechtsaspekte werden häufig angeführt, um für die Abschaffung der Kinderheirat zu plädieren. Dabei wird jedoch oft
vernachlässigt, dass die frühe Heirat auch negative Auswirkungen auf das Wirtschaftswachstum und die Entwicklung eines Landes hat. Laut einer
Studie der Weltbank aus dem Jahr 2017 wird die Kinderehe die Entwicklungsländer bis 2030 Billionen (englisch: Trillions) Dollar kosten.

https://morningstarnews.org/2024/03/christians-fearing-forced-marriages-in-pakistan-find-hope/
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Pakistan: Versuchte Zwangsberkehrung zum Islam
IIRF-D/BA/Tübingen/07.03.24 - Azam Masih, 39, ein Schneider, und sein Bruder Nadeem Masih, 41, wurden von zwei Muslimen in der Provinz
Punjab entführt und gefoltert, damit sie zum Islam "konvertieren".

Wiederholt wurden sie mit Eisenstangen geschlagen und mit dem Tod bedroht, wenn sie nicht einwilligten.

Die verwundeten und geschwächten Brüder wurden gezwungen, das islamische Schahada-Glaubensbekenntnis zu rezitieren, das von den
Muslimen als Übertritt zum Islam angesehen wird.

Striemen zeigen, wo einer der Brüder mit Eisenstangen geschlagen wurde

Azam und Nadeem wurden freigelassen, aber ihre Entführer drohten, die Brüder und ihre Familien zu töten, falls sie über ihre Tortur, die am 22.
Januar 2024 stattfand, berichten würden.Die Brüder, die wegen ihrer zahlreichen Verletzungen im Krankenhaus behandelt wurden, erstatteten
später Anzeige bei der Polizei.

Die Polizei hat zwei muslimische Männer, Naseem Shah und Sunny Shah, verhaftet und sie wegen fünf Straftaten angeklagt, darunter Entführung,
Diebstahl mit Verletzungs- oder Todesabsicht und religiöser Hass. Beide Männer sind vorbestraft und waren bereits in frühere Vorfälle der
Aufstachelung zum Hass gegen Christen verwickelt.

Die Entführung im Distrikt Sialkot hat die christliche Minderheitsgemeinde in der Region schockiert und in Angst versetzt. Azam und Nadeem sind
jetzt bei ihren Familien untergetaucht.

Einige Muslime glauben, dass die bloße Rezitation der Schahada (oder Kalma in Urdu) ausreicht, um einen Nicht-Muslim zum Islam zu bekehren,
selbst wenn er nicht gläubig ist und unabhängig von den Umständen, die die "Konversion" umgeben. Sobald eine Person Muslim geworden ist, gilt
sie als Abtrünniger, wenn sie zu ihrer ursprünglichen Religion zurückkehrt. Nach islamischem Recht wird Apostasie mit dem Tod, einer
Gefängnisstrafe oder der Konfiszierung von Eigentum bestraft, auch wenn dies in der heutigen Zeit auf staatlicher Ebene nur noch selten
praktiziert wird. Eifrige Muslime können jedoch aufrichtig glauben, dass sie das Richtige tun, wenn sie Abtrünnige angreifen oder umbringen.

Versuche, christliche Männer oder Jungen gewaltsam zum Islam zu bekehren, sind in Pakistan selten. Christliche und hinduistische Mädchen und
junge Frauen werden jedoch häufig entführt und gezwungen, zum Islam zu "konvertieren", bevor sie gezwungen werden, einen Muslim zu
heiraten. Diese "Konversionen" werden oft unter Androhung von Gewalt an den Opfern und ihren Familien durchgeführt, aber die Behörden
greifen nur selten ein.

https://www.barnabasaid.org/de/news/pakistani-christian-brothers-tortured-into-reciting-islamic-creed/
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Russland: Islamistische Unruhen
LiO/07.03.24 – Das Missionswerk Licht im Osten schreibt: E. D. schrieb uns vor einigen Monaten von einem Konflikt zwischen verschiedenen Volks-
und Religionsgruppen: „Wir leben in einer christlichen Region, die von muslimischen Republiken umgeben ist … Es gab hier große Unruhen,
Menschen stürmten den Flughafen und hinderten Passagiere aus Israel daran, den Boden ihrer Heimat zu betreten. Alle sozialen Netzwerke sind
voll von Aufrufen, in den Krieg zu ziehen und den Gazastreifen zu verteidigen. Als Menschen des Friedens sollten wir zum Frieden aufrufen.
Deshalb sprechen wir bei unseren Auftritten von der Liebe zu unseren Brüdern und zu anderen Völkern. Die Herzen der Kinder [von unserem
Kinderchor] können das Eis brechen, das die Herzen derer gefangen hält, die aufstehen und kämpfen wollen.“ Sie wurden sogar zu einem
„Friedenskonzert“ in ein Kindererholungsheim eingeladen mit der Aussage: „Ihr habt doch sicher Kinderlieder, die zum Frieden aufrufen! Ihr seid
doch gläubige Menschen, ihr bringt das Gute und das Licht!“

Bitten beten Sie dafür, »dass durch die evangelistischen Auftritte die Herzen der Zuhörer mit Gottes Frieden erreicht werden. „Wir nehmen mit der
Kinderchor-Gruppe neue Lieder auf … Viele aus der Kinderchor-Gruppe sind im Teenageralter, so freuen wir uns, wenn sie nicht nur zu den Proben
in die Gemeinde kommen, sondern auch den Wunsch haben, an anderen Gemeindeaktivitäten teilzunehmen.“
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Ukraine: Binnenflüchtlinge interessieren sich für Jesus
LiO/07.03.24 - Michail Wlassenko (Poltawa) berichtet dankbar von vielen Möglichkeiten, Binnenflüchtlingen zu dienen. Von ihnen haben sich
bereits etliche Jesus Christus anvertraut und möchten sich taufen lassen. Und viele Geflüchtete haben Interesse daran gezeigt, an einer
Bibelstudiengruppe teilzunehmen. „Wir haben inzwischen acht Bibelgruppen mit insgesamt 250 Teilnehmern. Die Zahl derer, die die Bibel
studieren wollen, nimmt beständig zu. Immer wieder rufen Menschen an und bitten uns, sie in eine dieser Gruppen aufzunehmen.“

Bitte beten Sie für all diese vom Krieg schwer getroffenen Menschen,

»dass sie Frieden, Halt und Hoffnung in dem lebendigen Gott finden.

»dass sie beim Bibellesen viele wertvolle Erkenntnisse bekommen und innerlich gestärkt werden.

»dass der Herr weitere Christen beruft und befähigt, Bibellehrer für diese Gruppen zu werden.

»Bitte beten Sie dafür, „dass wir ein eigenes Grundstück und eigene Gemeinde-Räumlichkeiten bekommen, wo wir Gott noch besser dienen
könnten.“

Außerdem ist Michail Wlassenko dankbar für alle Einsätze mit der mobilen Poliklinik an verschiedenen Orten, wodurch viele Personen medizinisch
versorgt werden konnten, kostenlos eine Brille erhalten und das Evangelium gehört haben.

»Bitte beten Sie für all diese erreichten Personen, besonders für diejenigen, die sich hier bekehrt haben, dass sie erfahren, wie Gottes Geist weiter
in ihren Herzen wirkt und ihnen hilft.
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USA: Eric Metaxas fordert Christen in neuem
Dokumentarfilm auf, dem aufkommenden Bösen zu
widerstehen: "Manchmal muss man kämpfen"
Von Jon Brown, Christian Post Reporter Montag, 05. Februar 2024

IIRF-D/CPC/Tübingen/07.03.24 - Bestsellerautor... Eric Metaxas fordert die amerikanische Kirche auf, ihren Glauben auszuleben, indem sie sich
gegen das wachsende Böse in der Kultur stellt, von dem er warnt, dass es Gottes Gericht auf sich zu ziehen droht: "Es liegt an den Gläubigen, für
das einzutreten, was richtig und gut und wahr ist, und unseren Glauben in die Öffentlichkeit zu tragen; keine Angst vor der Politik zu haben – sich
in die Politik einzumischen – denn das ist einer der Wege, die Gott uns gegeben hat, um Veränderungen herbeizuführen", sagte Metaxas der
Christian Post.

"Ich denke, viele Leute machen sich mehr Sorgen darum,  gemocht zu werden. Sie denken, Christ zu sein bedeute: "Ich streite nicht mit Leuten;  Ich
bin die ganze Zeit gewinnend", aber manchmal muss man kämpfen.

Metaxas sprach letztes Mal mit CP ... während er eine neue dokumentarische Adaption seines 2022 erschienenen Buches "Brief an die
amerikanische Kirche" bewirbt. Sowohl Buch als auch Film ziehen ernüchternde Parallelen zwischen der Kirche heute und der Passivität der
deutschen Kirche in den 1930er Jahren. 

Metaxas, der durch seine Bestseller-Biografie "Bonhoeffer: Pastor, Märtyrer, Prophet, Spion" (2011) landesweit bekannt wurde, warnte davor,
dass viele Christen dem wachsenden Übel in der heutigen Kultur nicht genügend Widerstand leisten, da die christlichen Führungskräfte in
Deutschland es weitgehend versäumt hätten, sich gegen den Aufstieg des Nazi-Regimes zu stellen, das weltweite Schrecken entfesselte.

Metaxas stellte fest, dass die prophetischen Warnungen des deutschen Pastors Dietrich Bonhoeffer an die Deutschen vor dem Götzendienst in der
deutschen Kirche und den Übeln des Nationalsozialismus auf taube Ohren stießen, bis es zu spät war. Bonhoeffer wurde beschuldigt, an dem
Komplott zur Ermordung Adolf Hitlers am 20. Juli beteiligt gewesen zu sein, und er starb schließlich im April 1945 im Konzentrationslager
Flossenbürg, als die Nazi-Regierung zusammenbrach und Deutschland erobert wurde.

Dass die Deutschen gelitten haben, weil sie nicht auf Bonhoeffer und ähnliche Stimmen gehört haben, "ist genau Gottes Botschaft an die Kirche
heute, sich gegen das Böse zu stellen", sagte er. Die grundlegende Botschaft des Briefes an die amerikanische Kirche ist die Idee, dass "wir die
Theologie falsch verstanden haben", sagte Metaxas und fügte hinzu, dass viele scheinbar vergessen hätten, "dass der Glaube ohne Werke tot ist,
dass wir unseren Glauben in die Tat umsetzen müssen".

Metaxas glaubt, dass viele evangelikale Kirchen in den USA in Bezug auf die Pflicht der Christen in ein "grundlegendes Missverständnis dessen,
was die Heilige Schrift sagt", geraten sind. Keinen Einfluss auf ihre Kultur zu nehmen ist seiner Meinung nach eine Gefahr angesichts des
zunehmenden kulturellen Übels. Zu viele Christen glauben, dass ihr theologischer Glaube ausreicht, aber er merkte an, dass "die Heilige Schrift
von uns verlangt, dass wir unseren Glauben in die Tat umsetzen". "Der Punkt ist, wenn du diese Dinge glaubst – wenn du diese Dinge tatsächlich
glaubst – wirst du dich anders verhalten."  Er glaubt, dass Gott Christen befiehlt, "sich gegen das Böse zu stellen, und nicht einfach zu sagen:
'Nun, wir werden einfach Kirche weitermachen, wir vermeiden diese heißen Themen.'"

Während Christen eingeschüchtert werden, und sich aus dem Kulturkampf herausschleichen, warnte Metaxas, dass "eine kulturell marxistisch-
atheistische Weltanschauung, eine unmenschliche, grausame Weltanschauung, eingeführt wird".

Er nannte einige der Probleme, die die Nation zerreißen, als Folgen einer solchen Weltanschauung. "Offene Grenzen, Transgender-Wahnsinn,
grassierende Kriminalität, ein zwei Klassen Justizsystem, Eltern, die von ihren Kindern getrennt werden, verrückte Trans-Ideologie, die erzwungen
wird, Dragqueen-Geschichtenstunden. Egal, wo man hinschaut, man sieht diese Art von Wahnsinn", sagte er. "Wenn die Kirche sich nicht dagegen
erhebt, um Gottes Sicht in die kulturelle Sphäre zu bringen, dann siegt das Böse", sagte er. "Und das Böse gewinnt, wenn die Kirche zurücktritt. Es
ist in Deutschland passiert."

Metaxas hielt sich mit konkreten Vorhersagen darüber zurück, was seiner Meinung nach mit Amerika passieren könnte, wenn die Kirche sich nicht
gegen das aufwallende kulturelle Übel wehrt, merkte aber an, dass viele Amerikaner aufgrund ihres christlichen Erbes keine Vorstellung davon
haben, wie es aussieht, wenn eine Nation von dämonischer Finsternis und Verfolgung verschlungen wird. "Alles, was ich den Menschen sagen
kann, ist, dass es keinen Zweifel daran gibt, dass das Böse real ist", sagte er. "Wir wurden davor geschützt, weil wir so gesegnet waren. Wir haben
in einem aufblühenden, freien Land gelebt. Wir sind nicht gezwungen worden, das satanische Böse so zu sehen, wie es die Menschen in den
Ländern der Dritten Welt sehen mussten; Menschen in der ehemaligen Sowjetunion, Menschen in Nordkorea, Menschen in China. Versuchen Sie,
ein Christ zu sein – ein ausgesprochener Christ – im heutigen China."

Metaxas befürchtet, dass die USA trotz ihres kulturellen Erbes nicht davor gefeit sind, dass Gott das Böse siegen lassen könnte, wenn sich die
Kirche zurückzieht, wie sie es in Deutschland getan hat, das "eine erstaunlich zivilisierte, wunderbare Gesellschaft war, enorm christlich in
vielerlei Hinsicht", bevor die Nazis die Macht übernahmen und zerstörten.

"Wenn du dich als Christ nicht mit denen solidarisch bist, die sich dagegen stellen, wird der Herr es zulassen, dass das Böse weiter aufsteigt , und
was wir gesehen haben, ist erst der Anfang", sagte er. "Es wird für absolut jeden kommen . Und das ist die Warnung. Du denkst, dass es nur
anderen Menschen passieren wird. Das ist nie der Fall. Es passiert "den Anderen" zuerst. Wenn du nichts tust, wird es irgendwann seinen Weg zu
dir und zu deiner Familie finden.... Wenn du deine Nachbarn liebst, wirst du das nicht so stehen lassen", fügte er hinzu.
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Quellen:

https://www.christianpost.com/news/eric-metaxas-urges-christians-to-resist-rising-evil-in-new-doc.html?clickType=link-topbar-news

https://www.dropbox.com/scl/fo/h46qwscs5fi58uakg379m/h?dl=0&rlkey=fuovprgkcanz5crtiyu6imfoh
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VIETNAM: Vietnamese zu viereinhalb Jahren Gefängnis
verurteilt, weil er Gebetstreffen veranstaltet hat
IIRF-D/CPC/Tübingen/07.03.24 - Der 48-jährige vietnamesische Montagnard-Christ Nay Y Blang ist zu viereinhalb Jahren Gefängnis verurteilt
worden, weil er in seinem Haus Gebetstreffen abgehalten hatte.

Als Mitglied der Central Highlands Evangelical Church of Christ wurde Herr Blang am 26. Januar ohne Zugang zu einem Rechtsbeistand verurteilt .

Lokale Medien berichteten, dass er für schuldig befunden wurde, andere dazu angestiftet zu haben, "die Interessen des Staates zu verletzen".

Herr Blang wurde zuvor zu einer Geldstrafe und einer Gefängnisstrafe verurteilt, weil er seinen Glauben praktizierte.

Im April 2005 wurde er von der Provinz Phu Yen wegen "Untergrabung der Einheitspolitik" zu fünfeinhalb Jahren Gefängnis verurteilt, und im
September 2022 wurde er vom Volkskomitee des Bezirks Song Hinh wegen "Missbrauchs demokratischer Freiheiten und Glaubensfreiheiten" zu
einer Geldstrafe von vier Millionen vietnamesischen Dong (ca. 130 GBP) verurteilt.

Die Mitglieder der Central Highlands Evangelical Church of Christ gehören der ethnischen Minderheit der Montagnard an, die etwa 30 indigene
Stämme umfasst. Die Mehrheit der Montagnards sind Christen und leben im zentralen Hochland Vietnams, wo sie eine Geschichte des Konflikts mit
der vietnamesischen Regierung haben.

Mervyn Thomas, Gründungspräsident von CSW, sagte: "CSW ist zutiefst besorgt über das Fehlen eines ordnungsgemäßen Verfahrens bei den
Gerichtsverhandlungen von Herrn Blang und über 100 Montagnards. Die vietnamesische Regierung betrachtet den einfachen Akt des Gebets als
direkte Bedrohung ihrer Macht und Legitimität. Niemand sollte eine Gefängnisstrafe fürchten, weil er sein Recht auf Religions- oder
Weltanschauungsfreiheit ausübt."

"Die jüngsten Entwicklungen zeigen, dass sich die Menschenrechtslage in Vietnam weiter verschlechtert.  Wir betonen, dass dies Teil eines
umfassenderen Musters ist, religiöse und ethnische Minderheiten in ganz Vietnam ins Visier zu nehmen, das in ländlichen Gebieten oft
schwerwiegender ist, und wir fordern die vietnamesischen Behörden auf, alle Schikanen gegen religiöse und ethnische Minderheiten im ganzen
Land einzustellen."

Quellen:

https://premierchristian.news/en/news/article/vietnamese-man-given-four-and-a-half-years-in-prison-for-hosting-prayer-meetings

https://www.dropbox.com/scl/fo/h46qwscs5fi58uakg379m/h?dl=0&rlkey=fuovprgkcanz5crtiyu6imfoh
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www.kirche-in-not.de

www.opendoors.de

www.pro-medienmagazin.de

www.stanet.ch/APD

www.zenit.org

Menschenrechtsorganisationen:

www.amnesty.de

www.igfm.de

www.gfbv.de

Wichtige englischsprachige Internetseiten:

www.advocatesinternational.org [Anwälte im Auftrag der Allianz]

www.barnabasfund.org

www.csi-int.ch

www.forum18.org [Forum 18 News Service]

www.idop.org [Int. Seite des Gebetstages für verfolgte Christen]

www.iirf.eu [Internationales Institut für Religionsfreiheit]

www.meconcern.org [Middle East Concern]

www.persecutedchurch.org

www.persecution.net [Voice of the Martyrs/HMK]
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http://www.kirche-in-not.de/
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http://www.stanet.ch/APD
http://www.zenit.org/index.php?l=german
http://www.amnesty.de/
http://www.igfm.de/
http://www.gfbv.de/
http://www.advocatesinternational.org/
http://www.barnabasfund.org/
http://www.csi-int.ch/
http://www.forum18.org/
http://www.idop.org/
http://www.iirf.eu/
https://meconcern.org/
http://www.persecutedchurch.org/
http://www.persecution.net/
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